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I. Einleitung - Internationales Handelsrecht

l. Wiener Kaufrecht 1980 (CISG)

'Eigentlich brauchen wir gar kein 'Europäisches Vertragsrecht — könnte man meinen. Die

traasnational tätigen Unternehmen könnten für ihre Geschäfte auf das so

genannte Wiener Kaufrecht, d.h., das UNO-Ubereinkommen von 1980 über

Verträge für den iatemadonalen Warenkauf zurückgreifen. Viele europäische
Staaten haben das Wiener Kau&echt ratifiziert, aber auch Z.B. die USA und

China sowie die Schweiz . Warum also die Schaffung eines besonderen Eufopä-

ischen Verü-agsrechts?

Das Wiener Kaufrecht hat den Warenkauf nur beschränkt vereinheitlicht. Es

behandelt weder die Gültigkeit des Vertrages noch die Übertragung des Eigen-
tums. Es ist für die Massengeschäfte des Konsumentenkaufs nicht aa-wendbar,

sondern nur für die Handelsgeschäfte. Zudem besteht es ausschliesslich aus so

genannt dispositivem Gesetzesrecht. Die Parteien können es daher ganz oder

teüweise weg bedingen. Es wird denn auch beklagt, dass die Parteien dies oft
tun.

Nicht enthalten ist sodann das Allgemeine Vertfagsrecht und naturgemäss alle

übrigen Verträge des besonderen Veräragsrechts. Aus europäischer Sicht genügt
das Wiener Kaufrecht daher nicht, einen funktionierenden Binnenmafkt für
Unternehmen und Privathaushalte zu unterstützen.

Die voriiegende Themaäk war Gegenstand det Anü-ittsvorlesung vom 25. September 2007

an der Universität St. GaUen.

CISG (United Nadons Conventiön on Contracts for the International Säle of Goods); sog.

Wiener Kaufrecht vom 4. April 1980, SR 0.221.211.1. Aus der Literatur Peter Schlecht-

riem/Ingeborg Schwenzer, Kommentar zum Einheitlichen UN-Kaufrecht, 4. Aufl., Mün-

chen 2004; Peter Schlechtdem, Internaüonales UN-Kaufrecht, 4. AufL, Tübingen 2007.

Das Schweizerische Bundesgericht hat das Wiener Kaufrecht in vielen Entscheiden betück-

sichdgt: vgl. Z.B. zur neueren Rechtsprechung: BGE 129 III 18, BGE 128 III 370, BGE 126
III 59, BGE 122 III 426.
Art. 6 CISG.
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2. UNIDROIT-Gmndregeln der internationalen
Handelsvertfäge 2004

Ein anderes Regelwerk wären die UNIDROIT-Pnn^/pien 2004 für mtemationale

Handelsverträge. Sie enthalten in zehn Kapiteln eine umfassende Lösung für

das allgemeine Vertragsrecht: (1'.) A-llgemeine Bestimmungen mit Normen über den

Geltungsbereich, die Auslegung, Begriffsbestimmungen, den Grundsatz von

Treu und Glauben sowie die Fristberechnung; (2.) Vertragsabschluss und Vertre-

tung mit Normen über Vertragstatbestaad, Offerte und Akzept, AGB, culpa in

contrahendo und SteUvertretung; (3.) Vertragsgülügkeit mit Normen über Un-

möglichkeit, Irrtum, Täuschung, Drohung, Ubervorteüung, AGB, Anfechtung
und Schadenersatz; (4.) Besondere Auskgungsgrundsät^e für AGB; (5.) Inhalt des

Vertrages und 'Rechte Dritter; (6.) Erfüllung mit Normen über Zeit, Ort und Geld-

schulden, TeiUeistung sowie veränderte Verhältnisse; (7.) Nichterfüllung mit
Normen über Exkulpation, Nachfristansetzung, Freizeichnungsldauseln, An-

Spruch auf Erfüllung, Vertmgsaufhebung und Schadenersatz; (8.) Verrechnung

(9.) Zession und Schuldübemahme; sowie (10.) Ver/ährung.

Gegenüber der Erstausgabe von 1994 hat die Regelungsdichte zugenommen
und deckt in der Ausgäbe 2004 mit ihrem MEodell- und Lehr-Charakter nahezu

alle relevanten Fragen des Veräragsrechts ab. Sie sind insofern auch eiae Er-

folgsgeschichte, da sie vermehrt von der Gerichtspraxis für die Auslegung

strittiger Fragen heran gezogen werden. So hat sich auch der Europäische Ge-

dchtshof bereits einmal auf diese Prinzipien bezogen. Letzteres sagt indessen

alles. Die UNIDROIT-Prinzipien haben zwar hohe -wissenschaftliche Autorität,

sie sind jedoch nicht Gesetz. Ihre Anwendung durch die Gerichte bleibt offen.

Michael}. Bonell, Unidroit Principles 2004 - The New Edition of the Priaciples of Interna-

tional Commercial Contracts adopted by the International Institute for the Uflification of

Private Law, ULR (Uniform Law Review) 2004, S. 5, vgl. dazu www.unidroit.otg; Oliver

Remien, Die Unidi-oit-Prinzipien und die Grundlagen des Europäischen Vertragsrechts, in:

Schweizerisches Institut für Rechtsvergleichung (Hrsg.), The UNIDROIT Principles 2004,
Zürich 2007, S. 67 ff.; Reinhard Zimmermann, Die Unidroit-Gmndregeln der iaternado-

nalen Haadelsvertfäge 2004 in vergleicheadef Perspekdve, ZEuP 2005, S. 264 ff.

EuGH, Urteil vom 17.09.2002, C-334/00.
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II. Rechtswissenschaftliche Ansätze für ein

Europäisches Vertmgsrecht

l. Europäische Restatements (Rechtsvergleichung)

a) Prinzipien des Europäischen Vertragsrechts 1999/2003 (Lando)

Vor diesem Hmtergrund sind die Bemühungen für die Schaffung eines Europä-

ischen Veftragsrechts zu sehen. Die Europäische Union ist indirekt Gesetege-

bet, indem ürce Richtünien in das nationale Recht der MitgUedstaaten überführt

werden müssen. Dieser Vorgang hat iadessen teüweise zu eiaer Rechtszerspüt-

temng geführt. So hat jede nationale Rechtskultur ein eigenes Vorverständnis

über Sachverhalte und Begriffe. Dies hat zur Folge, dass trotz Bemühungen um
eine sektorieüe Vereinheitlichung — Z.B. für AGB, Kauf- und Kreditverträge —

keine Kohärenz des Verüragsrechts entstehen kann. Das Unbehagen über

diesen Zustand hat dazu geführt, dass sich vorab die Rechtswissenschaft dem
Problem zuwandte. Vor und parallel zu den Recht setzenden praküschen Bemü-

hungen in Brüssel entstanden theotetische Werke der Rechtsvergleichung. Ein

herausragendes Beispiel sind die Principles of European Contract Law - deutsch:
Prinzipien des Europäischen Vertragsrechts 1999/20039 -, im Fach-Jargon auch als
,Lando-P£inzipien' bekannt. Die ,UNIDROIT-Prmzipien' und die ,LANDO-

Prinzipien' stehen in einer gewissen — wissenschaftlichen — Konkurrenz; beide

haben jedoch ihren eigenen Steüenwert. Erstere sind eher tnternadonal, letztere

eher europäisch ausgerichtet.

So können- die ,LANDO-Pfinzipien' — analog zu den Us-amerikanischen — als

eigentliches europäisches Restatement bezeichnet werden. Die Lando-Kom-

Oliver Remien, Verwkrspiele und Klämngsversuche in Sachen Europäisches Privaä-echt, in:

Andreas Furrer (Hrsg.), Europäisches Privattecht im wissenschaftlichen Diskurs, Bern 2006,

S. 125 ff.

Z-weigert/Kötz, Einführung in die Rechtsvergleichung, 3. Aufl., Tübingen 1996.

Ole Lando & Hugh Beale (eds.), The Principles of European Contract Law Parts I and II,

prepared by the Commission on European Conticact Law, 1999, Den Hague; Ole Lande,

Eric Clive, Ancke Prüm & Reinhard Zimmermann (eds.), The Principles of Europeaa

Contract Law, Part III 2003, Den Hague u.a.; Deutsche Fassung: Gmndregeln des Europäi-

sehen Vertragsrechts, Teile I und II, Kommission für Europäisches Veräragsrecht, Deut-

sehe Ausgabe von Christian von Bar, Reinhard Zimmermann, München 2002; Gmndregeln

des Europäischen Vertcagsrecht, Teü III, Kommission für Europäisches Vertragsrecht,

Deutsche Ausgabe von Christian von Bar, Reinhard Zimmermann, München 2005.
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mission hat vor allem europäisches Vertragsrecht verglichen. Sie hat aber auch

Anleihen beim Wiener Kaufrecht, bei den ,UNIDROIT-Prinzipien', beim ame-

rikanischen Uniform Commercial Code (UCC) und beim US-Restatement of

the Law of Contract gemacht.

Die Gmndregeki des Europäischen Vertfagsrechts sind im Sinne des Aügemei-

nen Privatrechts konzipiert. Sie gelten daher für aUe Vertragstypea gleich,

unabhängig davon, ob ein Handelsgeschäft oder ein Verbrauchergeschäft zu

beurteilen ist. Dies wird von der Lehre teilweise kritisiert, zumal das geltende
Europäische Vertragsrecht zurzeit vor allem dem Gebiet des Konsumrechts

zugeordnet werden kann. Auf diese Frage ist zurück zu kommen. Die Prinzi-

pien des Europäischen Vefäragsrechts stellen jedoch gesamthaft eine sehr gute

Grundlage für die Herstellung einer gewissen Kohärenz im Binnenmarkt dat.

b) Avantprojet - Code Europeen des Contrats 2001/2004 (Gandolfi)

Ebenfalls als Europäisches Restatement darf der Gandolß-Vorentwurf'0 bezeich-

net werden. Dieser Vorentwurf versteht sich als mögliches künftiges europäi-

sches Zivügesetzbuch. In elf Titeln ist das gesamte allgemeiae Schuldrecht
geregelt. Interessant ist, dass dabei auch Anleihen aus dem Schweizer Recht

gemacht wurden. Zur Hauptsache wurden aber das italienische und das engli-

sehe Common Law berücksichtigt sowie selbstverständlich die bisher erwähn-
tea Regelwerke. Ohne Gesetzeskraft bleibt es immerhin ein wertvoller wissen-

schaftlicher Beitrag füf em umfassendes Europäisches Vertragsrecht.

2. Europäischer Acquis Communautaife (Kohärenz-Analysen)

Etwas anderes ist die wissenschaftliche Aufarbeitung des zurzeit bereits gelten-

den Europäischen Veftragsrechts. Es ist nicht zu übersehen; Ein solches

10 Gandolfi Giuseppe (Hrsg.), Code Europeen des Conttats - Avantprojet, 2001/2004.

n Andreas Purrer, Zivikecht im gemeinschaftstechtlichea Kontext. Das Europäische Kolüsi-

onsrecht als Koordinierungsinstrument für die Einbindung des Zivikechts in das europäi-

sehe Wii-tschaftsrecht, Bern 2000; Bettina Heiderhoff, Gemeinschaftsprivati-echt, 2. Aufl.

2007; Hein Kotz, Europäisches Verüragsrecht, 2 Bde, Tübingen 1996 (zweiter Bd. in Vorb.);

Brigitta Lurger, Gmndfragen der Veteinheidichuag des Vertragsrechts in der Europäischen

Union, Wien/New York 2002; Peter Mankowsld, Fofmvorschrlftea und Europäisches Pri-

vatrecht, in: Reiner Schulze/Hans Schulte-Nölke/Ludovic Bernardeau (Hrsg.), Eu-

ropäisches Vertcagsrecht im Gemeinschaftsrecht, Köki 2002, S. 181-211; Reinei: Schulze,

Der Aquis communautaire und die Entwicklung des eucopäischea Vertt-agsrechts, im glei-
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existiert bereits. Es ist der gemeinschaftliche Besit^stand der ins nationale Recht der

Mltgliedstaaten umgesetzten EU-Richtlinien, der so genannte Acquis Communau-

taire.

Dieser gemeinschaftliche Besitzstand wird im Vertragsrecht kritisch von der
Lehre begleitet. Wie im nationalen Recht — und wie nicht anders zu erwarten

ergeben sich bei einer solchen theoretischen Analyse des geltenden Rechts Ungereimt-
heiten sowie unklare Abgrenzungen und Uberschaeidungen. Dies mag an sich

erstaunen. Denn in der sektoriellen bzw. vertikalen Richtlmien-Gesetzgebung

für die einzeüien Vertragstypen ist es üblich, dass jeweüs eingangs umfangreiche

Begriffsklärungea aufgeführt werden. Diese soUen einerseits — in horizontaler
Sicht - eine einheitliche Begnffsbildung mit einheitlichen Termini in Brüssel er-

möglichen, anderseits die nationale Umsetzung erleichtern; eine gesetzgeberi-

sehe Zielvorgabe, die nicht immer erreicht wird. Als anschauliches Beispiel

kann die Definition des Konsumenten im Europäischen Vertragsrecht ange-

führt werden. Eine solche Definition ist für den Anwendungsbereich der

Rechtsnormen von entscheidender Bedeutung. Je nach Richtlinie und je nach
nationaler Umsetzung können darunter verstanden werden: Erstens (positive

Definition), nur natürliche Personen, die ausschliesslich für Zwecke eines

Privathaushalts handeln, oder zweitens (negative Definition), Personen, die nicht
für betrieblich-geschäftliche Zwecke haadeki, und schliesslich drittens fbbjektive

Definition), natürliche und juristische Personen, die ein rechtlich umschriebe-

nes Marktangebot nachfragen. So gilt Z.B. das in der Schweiz umgesetzte Pau-

schakeisegesetz (PRG) nicht nur für Konsumenten, sondern auch für Unter-

nehmen als Nachfrager.

Nicht nur die Lehre, sondern auch die Rechtsprechung ist daher gefordert. Das

beschriebene Phänomen wird als mangelnde Kohären^ des geltenden Europäischen
Vertragsrechts bezeichnet. Es ist daher nur folgerichtig, dass in Brüssel versucht

-wird, die Gesetzgebung für den Binaenmarkt kohärenter zu gestalten. Stichworte

zur Lösung des Problems sind daher einerseits Kohärenz, anderseits die Schaf-

fang eines Gemeinsamen Referenzrahmens für das geltende und künfüge
Europäische Vertragsrecht. Dieser Gememsame Referenzrahmen liegt noch

nicht vor und ist wohl erst — wegea der Komplexität der Rechtsfragen — im

Jahre 2009 2u erwarten.

chen Band, S. 3 ff.; Stefan Vogenauer/Stephen Weatherül, Eine empirische Untersuchung

zur Angleichung des Vettragsrechts in der EG, J2 2005, S. 870 ff.
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III. Rechtseteende Bestrebungen der Europäischen Union

l. JVtitteüung der EU-Kommission zum Europäischen

Vertragsrecht 2001

Damit kommen die Recht setzenden Bestrebungen der EU ins Blickfeld sowie

die konkreten Entwicklungsschritte der EU zu einem Europäischen Vertrags-
recht. Als erstes ist die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Euro-

päische Parlament 2um Europäischen Vertragsrecht aus dem Jahre 2001 zu
nennen. Damit wurde die wissenschaftliche Diskussion auf die Ebene der Ge-

setzgebung gebracht.

Die Mitteüung der Kommission von 2001 verweist vorerst ausdrücklich auf die
vorgenaanten AAeiten der Rechtswissenschaft. Sie steUt dann fest, dass die

Äagleichung besonderer Teübereiche des Vertragsrechts auf EU-Ebene sich
auf immer mehr Einzelfragen erstreckt. Im Bereich des Verbraucherrechts wurden

in den Jahren von 1985 bis 1999 nicht weniger als sieben Richtlinien erlassen,
die vertragsrechtliche Fragen betreffen. Dazu zählen u.a. die Richtlinien14 über

den Verbrauchsgüterkauf, über Pauschalreisea, über Haustürgeschäfte, über
den Verbraucherkredit, den Femabsate und das Timesharing. Aber auch im

Bereich des Handelsrechts wurde die EU aktiv, so mit den Richtlinien15 betfef-

fend die selbständigen Handelsvertreter, den elektronischen Geschäftsverkehr,

den Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr, die Produkthaftung sowie die grenz-
überschreitenden Überweisungen. Diese sektorale Hamionisierung betraf be-

stimmte Verträge oder bestimmte Marketingmethoden. Richtlinien wurden er-

lassen, wenn ein besonderer Harmonisierungsbedarf bestand.

Zweck der Mitteüung 2001 war es, die Diskussion durch die Einholung von

Beiträgen der Verbraucher, der Wirtschaft, der Fachverbände, der staatlichen

Behörden und Institutionen, der Wissenschaft und aUer interessierten Kreise

auszuweiten. In Teü C der Mitteilung wurde der aktuelle Stand des Vertrags-

rechts erörtert und begründet, warum das Vertragsrecht für grenzüberschrei-

tende Geschäfte sehr wichtig ist und welche Probleme sich hinsichtlich der

einheitlichen Anwendung ergeben. In Teil D der Mitteüung wurde ein aUge-
meiner Rahmen für die künftige Poütik der EU auf dem Gebiet des Vertrags-

12 KOM(2001)398.
" KOM(2001)398, Rz. 6 N 7-8.
i4 KOM(2001)398, Rz. 8 N 10.
is KOM(2001)398,Rz.8NU.
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rechts vorgezeichnet. Die Mitteüung 2001 enthält zum so genannten Acquis

bzw. den gemeinschaftlichen Besit^stand eine umfangreiche Dokumentation und
kann als erstes Kompendium des Europäischen Vertmgsrechts bezeichnet wer-

den.

2. Entschüessung des Rates zur Kohärenz des

Verttägsrechts 2003

Bereits zwei Jahre später erfolgte die Entschliessung des EU-Rates zum The-

ma „Ein kohärenteres europäisches Vertragsrecht", gestützt auf eine weitere

Mitteüung bzw. einen konkreten Aktionsplan der EU-Kommission. Der EU-

Rat erwog dabei insbesondere, die Gesetzgebung der Gemeinschaft, insbeson-

dere im Bereich Vertragsrecht, sollte kohärent seia und eine ofdnungsgemässe

Umsetzung in einzelstaatliches Recht gewährleisten. Vor diesem Hintergrund
könnte der von der Kommission vorgeschlagene Gemeinsame Referen^rahmen dazu

beitragen, die Qualität und Kohären^ der geltenden wie auch künfdgen Rechtsvor-
Schriften der Gemeinschaft in diesem Bereich zu verbessern. Dieser Gemein-

same Refeteazrahmen wäre kein rechtlich verbindüches Insü-ument, sondern

ein Instrument wissenschaftlicher Oriendemng. Sodann sei es von entschei-

dender Bedeutung, eine reibungslose und effiziente Abwicklung grenzüber-

schreitender Geschäfte im Binnenmarkt sicherzustellen. In diesem Zusammen-

hang wäre es zweckmäßig, geeignete und angemessene Massnahmen zu ergrei-

fen, um den Abschluss grenzüberschreitender Verträge zu erleichtern, die

Transaktionskosten zu senken und alle WirtschaftsteHnehmer und Verbraucher

in die Lage zu versetzen, die Vorteile des Binnenmarktes in voUem Umfang zu

nutzen.

In diesem Sinne forderte der EU-Rat die Kommission auf, sowohl auf politi-

scher als auch auf Expertenebene geeignete JVtassnahmen 2u treffen, ein-

schliesslich eines Diskussionsforums, um aUe Mltgliedstaaten, den Rat und das

Europäische Parlament sowie Forscher, Rechtspraktiker und andere Interes-

sengmppen in die Lage zu versetzen, aküv an der Schaffung des Gemeinsamen

Referenzrahmens mitzuwitken. Mit diesen JVEassnahmen sollte mittels geeigne-

ter Konsultationsverfahren sichergestellt werden, dass bei der Ausarbeitung des

Gemeinsamen Referenzrahmens dem Subsidiaritätsprinzip, den praktischen Be-
dütfnissen der Wictschaftsteünehmer und der Verbraucher sowie den etablier-

16 2003/C 246/01.
17 KOM(2003)68.
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ten Strukturen und Rechtskulturea der Mitgliedstaatea gebührend Rechnung

getragen wird.

Gestützt auf diese EntschUessung erfolgte bereits ein Jahr später 2004 die

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über

das Europäische Vertmgsrecht und eine Überarbeitung des gemeinschaftlichen

Besitzstands (Acquis) sowie das weitere Vorgehen. Als Problemkategorien des

gemeinsamen Besitzstandes (Acquis) waren vor allem ermittelt worden: Die

Verwendung abstrakter Rechtsbegriffe in Richtlinien, die entweder überhaupt

nicht oder 2u vage definiett siad; Bereiche, m denen sich die Probleme durch

die Anwendung von Richtlinien m der Praxis nicht lösen lassen; Unterschiede

zwischen nationalen Durchfühtungsvor schaften als Ergebnis einer Mindest-

harmonisieruag in den Verbraucherschutzrichtlinien; Unstmimigkeiten itn EG-

Vertragsrecht. Bereits bei diesem weiteren Schritt zeigte sich die Bedeutung des

gemeinschaftlichen Verbraucherrechts. Es wurde darauf hiagewiesen, dass die

Haupteiele der Kommission nach -wie vor darin bestehen, durch ein gemeinsa-

mes hohes Verbraucherschutzniveau und den Abbau von Bmnenmarktschraa-

ken sowie durch eine Vereinfachung der Rechtsvorschriften das Vertrauen der
Verbrauche!: und Unternehmen in den Binnenmarkt zu stärken. So sollten die

in der Zwischenzeit acht Vefbiaucherschutzrichtümea daraufhin überprüft

werden, ob damit diese Ziele auch tatsächlich erreicht werden, insbesondere

angesichts der darin enthaltenen Klauseki etaer „Mindestharmonisierung".

2005 veröffentlichte die EU-Kommission den ersten jährlichen Fortschrittsbe-

rieht zum europäischen Vertragsrecht und zur Überprüfung des gemeiaschaft-

Uchen Besitzstands. Schwerpunkte bildeten die Normen über vorvertragliche
Preisangaben, die - analog zum Schweizer Recht - mit dem Lauterkeitsrecht,

insb. der RL über unlautere Geschäftspraktiken, koordiniert werden sollten;

sodann die Richtlinie über Unterlassungsklagen, wobei festgestellt wurde, dass
noch keine transnationalen Klagen von Konsumentenverbänden festzustellen

waren; weiter die Richtliaien über Timesharing undFemabsat^.

i8 KOM(2004)651.
19 K0]\/[(2005)456, vgl. dazu in der Folge auch die EntschUessung des Europäischen Paria-

ments zum Europäischen Vertragsrecht und zur Überarbeitung des gemeinschaftlichen Be-

sitzstands: weiteres Vorgehen (2005/2022(INI)), P6 TA(2006)0109; Beschluss Nr. 1926,
2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18.12.2006 über ein Aktions-

programm der Gemeinschaft im Bereich Vefbraucherpolitik (2007-2013), Text von Bedeu-

tung für den EWR.
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3. Gmnbuch zum Verbraucher^ertragsrecht 2006

Als eine wesentliche Folge der EU-Diskussion über die Kohärenz und einen

Gemeinsamen Referenzrahmen für das Europäische Vertragsrecht ist das

Grünbuch von 2006 zu betrachten. Es befasst sich ausschliessüch mit dem

Verbraucherv-erüragsrecht . Diese Entwicklung war bereits in den voran gegan-

genen Schritten angelegt. Es ist darauf hinzuweisen, dass es sich hier um bereits

geltendes EU-Vertmgsrecht mit entsprechenden Umsetzungen in das nationale

Vertragsrecht handelt. In diesem Zusammenhang soü lediglich auf die umfang-
reiche deutsche Schuldrechtsreform hingewiesen werden.

Im Anhang II des Gränbuches finden sich die acht EU-Richtlinien, die einer um-

fassenden Überprüfung unterzogen werden soüen. Die Schweiz bleibt davon

nicht unberührt, hat sie doch einen Teü davon nach dem so genannten EWR-

Nein 1992 in das schweizerische Recht übernommen. Darauf ist nachfolgend

kurz einzugehen.

Übergeordnetes Ziel der Überprüfung ist gemäss Gmnbuch die Verwirklichung
eiaes echten Binnenmarktes für Verbraucher mit einem mögüchst ausgewogenen

Verhältnis zwischen einem hohem Verbraucherschutzniveau und Wettbewerb s-

fähigen Unternehmen unter gleichzeiüger strenger Einhaltung des Subsidiari-

tätsprinzips. Ergebnis dieses Vorhabens sollte sein, den Verbrauchern in der

gesamten EU die Botschaft zu vermitteln, dass sie ^gleich was sie und gleich wo sie

in der EU kaufen, die gleichen grundlegenden Rechte besitzen". Anders ausgedrückt
gilt es, das Vertrauen der Verbraucher in den Binnenmarkt zu stärken, indem

ihnen EU-weit ein gleich hoher Schutz zugesichert werden kann.

Das Grünbuch hat zum Ziel, die Rechtszersplitterung als Folge der Umsetzung
von EU-Richtlinien in nationales Vertragsrecht zu beenden. Daran sind nach

wissenschaftlichen Untersuchungen auch die Unternehmen interessiert. Die

nationalen Unterschiede der umgesetzten Richtlinien lösen normalerweise

zusätzüchen Aufwand für die Unternehmen aus, um Informations- und Wer-

20 Gtüabuch der EU-Kommission: Die Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands im

Verbraucherschutz, KOM(2006)744, 08.02.2007, vgl. dazu: Mitteüung der Kommission an

den Rat, -das Europäische Parlament und den Europäischen Wiftschafts- und Sozialaus-

schuss: Verbraucherpoütische Strategie der EU (2007-2013), KOM(2007)99,13.03.2007.
21 Norbert Reich/Hans-W. Micküte, Eutopäisches Verbraucheürecht, 4. Aufl., Baden-Baden

2003; dies., The Basics of European Consumet Law, 2007; Hannes Rösler, Europäisches

Konsumentenverttagstecht, Grundkonzepüon, Prinzipien und Portentwicklung, JVIünchen
2004; Stephea Weatherill, EU consumer law and policy, 2"d ed., Cheltenham 2005.

22 Stefan Vogenauer/Stephen Weatherill, JZ 2005, S. 870 ff.
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bematerial oder Verträge zu ändern, einschliessUch der Kosten für juristische

Beratung, oder im Fall eines Verstoßes gegen bestehende Bestimmungen auch

möglicherweise Prozesskosten. Genau mit solchen Argumenten begründen die

Unternehmen vielfach ihren Verzicht auf grenzüberschreitende Verkaufsaktivi-

täten. Es versteht sich von selbst, dass damit der Verwirklichung eines Europäi-

sehen Binnenmarktes nicht gedient ist. In einem umfangreichen Fragen-

Katalog gemäss A.nhang I des Grünbuchs soll daher diesen Problemlagen des

Europäischen Vertmgsrechts nachgegangen werden.

4. Fottschrittsbericht zum Gemeinsamen Referenzmhmen 2007

Am 25. Juli 2007 hat die EU-Kommissioa schliesslich das vorläufig letzte
Dokument verabschiedet: Den Zweiten Fortschrittsbedcht zum Gemeinsa-

mea Referenzrahmea.

Im Ersten Bericht hatte die Kommission schon angekündigt, dass sie der Erör-
teruag von Problemen des Verbrauchervertragsrechts im Rahmen det Atbeit zum

Gemeinsamen Referenzrahmen Priorität einräumen werde, um sicherzustellen,

dass die entsprechenden Erkenntnisse in die Überarbeitung des gemeinschaftli-
chen Besitzstands im Bereich des Verbmucherschutzes einfliessen können. Der

Wettbewerbsfähigkeitsrat folgte dieser Linie und steüte fest, dass die Arbeit an

denjenigen Teüen des Gemeinsamen Referenzrahmens, „die für die Uberprü-

fang von unmittelbarei: Bedeutung sind, zeitlich neu eingeplant und früher

vorgenommen [werden], als dies zuvor beabsichtigt war".24 In den im Jahr 2006

veranstalteten Workshops wurden verbrauchervertragsrechtliche Themen vor-

raagig behandelt: Konsumgüterkauf, voryertragliche Informationen, miss-

bt-äuchliche Vertragsldauseln, Rücktrittsrecht und Schadeasersatzanspruch. Die

emschlägigen Erkenntnisse der Wissenschaftler und die Ergebnisse der Dislms-

sionen in den Workshops sind ebenso wie diejenigen der sonstigen vorberei-
tenden Arbeiten in das Grünbuch zur Überprüfung des gemeinschaftlichen

Besitzstands im Verbraucherschutz eingeflossen.

Zum Anwendungsbereich wicd im Zweiten Fortschrittsbericht sodann fest-
gehalten, das s im Entwurf zu einem Gemeinsamen Referenzrahmen die Unter-

Scheidung von Vefttagsverhältnissen zwischen Unternehmen und solchen, an

denen ein Verbraucher beteiligt ist, deutlicher zum Ausdruck kommen sollte.

23 KOM(2007)447.
24 KOM(2007)447, Ziff. 2.
25 KOM(2007)447, Ziff. 4.
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Mit anderen Worten besteht hier ein entscheidender Unterschied zu den so

genannten LAND 0-Prinzipien, die - wie gesehen - nicht zwischen Handels-

und Konsumrecht differenzieren.

IV. Aktuelle Tagungen 2007 zum Europäischen

Vertragsrecht

l. United Nations Commission on International Trade Law

2007

In diesem Zusammenhang soü auch kurz auf die aktuellen Tagungen im lau-

fenden Jahr eingegangen werden. So fand im. Rahmen der United Nations

Commission on International Trade Law im Juli 2007 unter dem Generalthema
„Modem l^aw for Global Commerce " auch eine Sitzung zum Europäischen Ver-

tragsrecht26 statt, die von Ole Lando geleitet wurde.

2. Drittes Europäisches Diskussionsfomm: Kohärenz im

Vertragsrecht 2007

Im März 2007 fand wahrend der deutschen Ratspräsidentschaft eine weitere

Konferenz zum Gemeinsamen Referenzrahmen statt27. Die Veranstaltung war

die dritte Konferenz in einer Serie von europäischen Diskussionsforen. Sie

wurde von der deutschen Bundesnunisterm für Justiz und der Kommissaria für

Verbraucherschutz eröffnet. Die Konferenz zählte rund 250 Teilnehmer, dar-

unter Mitglieder des Expertennetzwerks interessierter Kreise für den Gemein-

samen Referenzmhmen (CFR-net [CFR = Common Frarae of Reference]),

Experten der Mitgliedstaaten, Vertreter der Regierungen, Vertreter von Unter-

nehmer- und Verbraucherseite -wie auch Abgeordnete des Europäischen Parla-

ments.

26 United Nations Commission on International Trade Law/Vierte Session, 25.06.-12.07.2007.

Generalthema: Modern Law for Global Commerce. Sitzung 11.07.2007, unter der Leitung

von Ole Lando: The European contcact law project (Diana Wallis), Nadonal, regional and

global contract law, What is needed and when (Jean-Paul Beraudo), Global aad regional

hamionization, the Russian perspective (Serguei N. Lebedev), Global and regional harmoni-

zation, the Chinese perspective (Ms. Yuejiao Zhang).
27 Dies gemäss der Entschliessung des Rates von 2003, vorne Pa.16.
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3. Vierter Europäischer Juristenkongress 2007

Im Mai 2007 fand sodann der vierte Europäische Juristentag in Wien statt, der

sich schwetgewichdg mit dem Projekt eiaes Europäischen Vertragsrechts
befasste. Diese zmlcechtliche Thematik wurde gewählt, weü die EU-Kom-

mission sich nun schon seit längerem bemüht, den Zustand des gemeinschaftlichen
Vertragsrechts und vor allem des Verbraucherrechts zu verbessern.

4. EFTA und Schweiz unberührt? - EFTA-CCC und EKK 2007

Die EWR/EFTA-Staaten bzw. die Schweiz bleiben davon nicht völlig unbe-

rührt, auch wenn ihre MltgestaltungsmögUchkeiten äusserst gering sind. Im-

merhin bestehen in Brüssel Konsultativ-Organe, die eine minimale Einbindung
auch für die abseits stehenden Staaten des Kontinents ermöglichen sollen.

So fand Ende Mai 2007 im Rahmen des „STANDING COMMITTEE OF
THE EFTA STATES" eine Sitzung des Konsultadv-Organs für Konsumentea-

fragen statt, die dem Grünbuch und der konsumentenpolidschen Strategie
2007-2013 gewidmet war.29 Diese Beratungen wurden auf nationaler Ebene in

der Eidgenössischen Kommission für Konsumentenfmgen fortgesetzt, die vor

allem einen Rechtsvergleich zwischen dem Europäischen und dem Schweizer
Verttagsrecht 2um Inhalt hatte. Diesei: Rechtsvergleich soll uns nun kurz be-

schäfdgen.

28 Generalberichterstatter: Reinhard Zimmermann, Themenauswahl: Btauchen -wir ein europä-

isches Vertcagsrecht? (Stephen WeatheriU), Europäisches Vettcagstecht und weltweite

Entwicklungen im Vertragsrecht (Michael J. Bonell), Die Kohärenz des europäischen Ver-

tragsrechts und das Projekt des Gemeinsamen Referenzrahmens (Brigitta Lurger).

29 Grünbuch COM(2006)744; Mitteüung zur konsumentenpolitischea Strategie 2007-2013
COM(2007)99; Entscheid 1926/2006/EC vom 18. Dezember 2006 betreffend Konsumea-
tenpoUtik 2007-2013.

30 Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragea (EKK), Sitzung 04.09.2007 in Bern.

Themen der Beratungen u.a.: Grünbuch COM(2006)744, Mitteüung zur konsumenteapoli-

tischen Strategie 2007-2013 COM(2007)99, Entscheid 1926/2006/EC vom 18. Dezember
2006 betteffend Konsumentenpoütik 2007-2013. Erarbeitung eines Rechtsvergleichs EU/

CH. Vgl. dazu auch: Alexander Bmnner, Verbraucherschutz, in: Andteas KeUerhals (Hrsg.),

Wittschaftsrecht Schweiz - EG, Zürich 2007, S. 176 ff.
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V. Relevant des Europäischen Verttagsrechts für die

Schweiz

l. Europäischer Acquis Communautaire 1992

(Eurolex-Swisslex)

Der Rechtsvergleich hat vor dem Hintergrund zu erfolgen, dass die Schweiz

wie zuvor erwähnt im Jahre 1992 den Beitritt zum Europäischen Wirtschafts-

räum (EWR) abgelehnt hat. Aus dem damaligen Besitzstand des Europäischen

Vertragsrechts (Acquis) hat die Schweiz im Rahmen der Umwandlung der so

genannten Eurolex-Vorlagen immerhia einige wichtige Richtlinien im autono-

men Nachvollzug als so genannte Swisslex-Vorlagen übernommen. Die Dokt-

rin des autoaomen Nachvollzugs mit dem Schlagwort „kompatibel werden, um

nicht beitretea zu müssen" wurde in der Zwischenzeit indessen erheblich abge-

schwächt. Die Übernahme des Europarechts ist in der Schweiz ins Stocken

geraten. Seit 1992 ist es nicht gelungen, die in der Zwischenzeit ab 1993 erlas-
senen Richtlinien in das Schweizer Recht zu übernehmen.

Nach der hier vertretenen MHnung ist dies zu bedauern, und zwar sowohl aus

der Sicht der Schweizer Unternehmen als auch der Schweizer Privathaushalte.

So haben Schweizer Unternehmen im transnadonalen Geschäftsverkehr das

Europäische Vertragsrecht zu berücksichtigen, im Binnenmarkt Schweiz hinge-
gen das hiesige Recht einzuhalten. Es ist daher anzunehmen, dass eine -wissen-

schaftliche Untersuchung analoge Ergebnisse wie jene in der EU zeitigen könn-
te, wonach traasnadonal tätige Unternehmen wegen der erhöhten Betriebskos-

ten einheitüche Rechtsnormen bevorzugen. Aber auch aus der Sicht der

Schweizer Privathaushalte ist der ins Stocken geratene Ubemahmeprozess zu

bedauern. Es ist wohl unbestritten, dass die Interessen der Konsumenten im

Europäischen Vertmgsrecht massvoller Berücksichtigung fmden als im Schwei-

31 Vgl. dazu: Mate Amstute et ai. (Hrsg.), Europäisches Privatrecht. Ausgewählte Richtlinien,

Bern 2005; Claice Huguenin, Europäisches Verü-agsrecht auf dem Weg vom Konsumenten-

recht zum Allgemeinen Vertragsrecht, in: Andreas KeUerhals (Hrsg.), Einfühcung ins euro-

päische Wiftschaftsrecht, Zürich/Basel/Genf 2003, S. 173 ff.; Claire Huguenin, Vertcags-

recht, in: Andreas KeUerhals (Hrsg.), Wirtschaftsrecht Schweiz - EG, Zürich 2006,S.141

ff.; Huguenin Claijce/Mathias Hermann, Vertragsrecht, in: Andreas Kellerhals (Hrsg.), Wirt-

schaftsrecht Schweiz - EG, Zürich 2007, S. 162 ff.; Ivo Schwander/Karsten Behn, Ent-

wicklungen im internadonalen und europäisches Konsurnenteavertragsrecht, JKR 2004

(Bern 2007), S. 119 ff.
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zer Recht. Im Folgenden soll daher anhand der acht Richtlinien gemäss

Gmnbuch 2006 ein Blick auf das geltende Schweizer Verttagsrecht geworfen
werden. Es handelt sich dabei um vier umgesetzte und vier nicht umgesetzte

Richtlinien von unterschiedlichem Gewicht.

2. Umgesetztes bzw. kohärentes Europäisches Vertragsrecht in

der Schweiz

a) Preisbekanntgabe vor Vertragsschluss (PBV)

Vorerst ist die Richtlinie33 von 1998 über den Schutz der Verbraucher bei der

Angabe der Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse zu beachten. Diese

Richtlinie war naturgemäss nicht Bestandteil des Acquis von 1992 und wurde

daher auch nicht formeU übernommen. Dies war auch nicht nötig. Die voryer-

fraglichen Preisdeklaratioaen für Konsumenten werden in der Schweiz schon

seit langem durch Art. 16 UWG und die entsprechende Preisbekaantgabe-

Verordnung (PBV) geregelt.

Stdtdg war im Jahre 2001 eine Erhöhung des Schweizer Schutzniveaus gegea-

über dem geltenden Eutopäischen Verü-agsrecht. Ein Grossverteüer des De-

tailhandels hatte Zwecks Senhmg der Traasaktionskosten veranlasst, dass die

Preise nicht mehr am Produkt selbst, sondern nur noch am Kaufhaus-Regal

angeschrieben wurden. Der Bundesrat hat es abgelehnt, die Preisbekanntgabe-

Verordnung gemäss einer entsprechenden EKK-Empfehlung34 zu ergänzen

und die Pflicht zur Anschreibung des Preises am Produkt selbst rechtlich zu
fixieren. Dieser Entscheid ist aus ökonomischen Gründen zu begmssen.

32 Die Haftung für Dienstleistungen ist noch nicht als Richtlinie erlassen wotdea, vgl. dazu

aber die Vorarbeiten: Ukich Magnus/Hans-W. Mlcklitz, Schlussbericht. Haftung für

Diensdeistungen, Rechtsvergleichung, Institut für Europäisches Wirtschafts- und Verbrau-

cherrecht, Aprü 2004.

33 Richtlinie 98/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998

übet den Schutz der Verbraucher bei der Angabe det Preise der ümea angebotenen Er-

Zeugnisse, ABI. L 80 vom 18.3.1998, S. 27.
34 Empfehlung der Eidgeaössischen Kommission für Koasumentenfragen betreffend der

Angabe von Preisen vom 2. Oktober 2001 (nur französische Version).
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b) Haustürgeschäfte und ähnliche Verträge (OR 40a ff.)

Die Richtlinie vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz im
Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen35 hat die

Schweiz im Rahmen des Acquis 1992 übernommen und ins nationale Recht

umgesetzt. Es handelt sich heute um die Artikel 40a ff. des Obligatioaen-
rechts.36 Sie betreffen besondere Situationen des Vertragsabschlusses mit psy-

chologischem Kaufzwang, so Vertragsangebote am Arbeitsplatz, in Wohnräu-

men des Konsumenten, in öffentlichen Verkehrsmitteln, auf Stmssen und

Plätzen. Konsumenten steht das Recht zu, den abgeschlossenen Verärag inner-

halb einer Frist zu widerrufen. Eine klare Kohärenz-Frage ist es nun, faUs die

Widermfsfristen in den nationalen Rechtsordnungen erhebUch divergieren.
SinnvoU wäre hier sicher eine angemessene, aber einheitliche Frist.

c) Pauschalreise-Verträge (PRG)

Die Richtlinie vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen wurde ebenfalls mit dem

Acquis von 1992 in das Schwei2er Vertragsrecht übernommen. Es handelt sich

um das heutige Pauschalreisegesetz (PRG). Im Hinblick auf die Kohärenz-

.Frage lässt sich hier diskutieren, welchen Schutzumfang das PRG haben soll.
Wie bereits erwähnt, fallen unter den Schutz dieses Gesetzes nicht nur Konsu-

menten als private Nachfrager am Markt, sondern auch Unternehmen, die für

ihre Mitarbeitenden eine Pauschalteise buchen. Der Schutzumfang wird daher

im Gemeinsamen Referenzrahmen des Europäischen Vertragsrechts themati-

siert werden müssen.

d) Konsumkredityerträge (KKG)

Nicht im Gfünbuch 2006 aufgeführt ist die Richtlinie über den Verbraucher-

kredit, da sie zurzeit ohnehin revidiert wii'd. Interessant ist hier mit Bezug auf

die Kohärenz-Frage die weitgehende Übereinstimmung des Schweizer Ver-

tragsrechts mit dem Europäischen Vertragsrecht, jedoch mit einer sehr wesent-

35 Richtlinie 85/577/EWG, ABI. L 372 vom 31.12.1985, S. 31.
36 SR 220.

37 RichtUnie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen, ABI. L 158 vom
23.6.1990,8.59.

38 Pauschalreisegesetz, SR 944.3.

39 Vgl. dazu: Geänderter Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des

Rats über Verbraucheryerä-äge und zur Änderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates,

KOM(2005)483.
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lichen Ergänzung. Die EU-RichtUnie enthält keine präventiven Normen gegen
die Uberschuldung der Privathaushalte, während das Schweizer KKG das

rationale, ökonomische Prinzip einer Prüfung der Kreditwüfdigkeit emgefahrt
hat.

3. Nicht umgesetztes Europäisches Vertragsrecht in der

Schweiz

Nicht umgesetzt sind die Richtlinien zu den AGB, zum Timesharing, zum
Fernabsatz und zum Konsumentenkauf. Das Grünbuch 2006 unterstellt auch

die Richtlmie zu den Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteres-

sen der Kohärenz-Fmge. Diese Richtlmie40 bezweckt einen besseren transaaüo-

nalen Rechtschutz innerhalb des Europäischen Binnenmarktes und ist daher
eher dem Verfahrensrecht zuzuordnen als dem Veftragsrecht. Sie ist im Fol-

genden nicht weiter zu behandeln.

a) Missbräuchliche Klauseln iti Verbraucherverttägen (RL 93/13)

Eine grosse Bedeutung für das Konsumrecht hat die bisher nicht übemorn-

meae Richtlinie über missbräuchüche Klauseln in Verbraucherverträgen. Hier

kläfft eine erhebliche Lücke im Schweizer Vertragsrecht. Dies ist insofern un-

verständlich, weü die schweizerische Lehre nahezu einheUig der Meinung ist,

dass die bisher zu diesem Rechtsproblem erlassene Norm in Art. 8 UWG ihre

ausgleichende Funktion nicht zu erfüllen vermag. Gleichwohl gingen alle Be-

mühuagen im Parlament um eine Übernahme des Europäischen Vetü-agsrechts

in diesem Bereich bisher ins Leere. Auch die Empfehlungen42 der Eidgenössi-

sehen Kommission für Konsumentenfragen vom 10. Juni 1997 und vom 3. Juni

2003 betreffend Allgemeine Geschäftsbedingungen wurden nicht umgesetzt.

Zur Begründung ihrer Empfehlungen hatte die Kommission für Konsumenten-
fragen darauf hingewiesen, dass die Schweizer Konsumenten gegenüber den

ausländischen Konsumenten diskriminiert werden. Nach Art. 114 und Art. 120

des Bundesgesetzes über das Internationale Privatrecht (IPRG) finden im

40 Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 über
Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen, ABI. L 166 vom 11.6.1998,

S. 51.

41 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in
Verbrauchervertfägea, ABI. L 95 vom 21.4.1993, S. 29.

42 Die Texte sind erhältlich unter: www.konsum.admin.ch.
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Verhältnis zwischen Schweizer Unternehmen und ausländischen Konsumenten

die Normen, am Wohnsitz der Konsumenten Anwendung. Das bedeutet, dass

Schweizer Unternehmen sich bereits heute im gesamten EWR an die Richtlinie

über missbfäuchliche Klauseln in Verbraucherverürägen und deren Umsetzung

in den Staaten Europas halten müssen. Eine angemessene Lösung des Rechts

der Allgemeinen Geschäftsbedingungen würde daher auch für Schweizei: Un-

temehmen eine einheitliche Geschäftsgmndlage im Binnenmarkt Schweiz bie-

ten und gleichzeitig die Schweizer Konsumenten den Konsumenten in Europa

gleich stellen. Das Fehlen eiaer allgemeinen Lösung des Rechts der AUgemeiaea

Geschäftsbedingungen im Obügadonenrecht führt un schweizerischen Recht
aber auch zu einer teilweisen Diskriminierung einzelner Branchen, für welche sekto-

riell Normen über Vertragsbediagungen erlassen werden. So ist nicht einzuse-

hen, weshalb der Gesetzgeber Z.B. im Bereich der Allgemeinen Versicherungs-

bedinguagen (sog. AVB) Normen eriässt, dies jedoch in ebenso wichtigen

anderen Wirtschaftsbereichen (Banken, Rdsebranche, Handel) unterlässt. Zu
Recht weisen denn auch die Vertreter der regulierten Branchen auf die Un-

gleichbehandlung durch den Gesetzgeber hin. Würde zudem eine allgemeine

Lösung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbediagungen im Obligationen-

recht bestehen (horizontale Gesetzgebung), könnte die Legiferierung in den

jeweiligen Teübereichen (vertikale Gesetzgebung) erheblich vereinfacht und
gestrafft werden.

In diesem Sinne sah eine Vorlage zur Totalrevision des Konsumenten-Informa-

donsgesetzes (KIG) 2005 bzw. deren Anhang eine moderate Anpassung des
Schweizer Vertragsrechts zu den AGB vor, die ebenfalls scheiterte. Sie hätte

eine Integration von Rechtsnomien über AGB in Ergänzung von Art. 18-21 im

Schweizer Obligationenrecht gebracht.

Als letzte Vorlage ist in diesem Zusammenhang der Schlussbericht der Exper-

teakommission zur Totalrevision des Versicherimgsvertfagsgesetzes (WG) aus

dem Jahre 2006 zu nennen. Aufgrund der bisherigen Erfahrungen hat die

Expertenkommission nunmehr eiae Mlnimallösung in einem einzigen OR-

Artikel vorgeschlagen.

43Er hat den folgenden Wortlaut:

43 Vgl. dazu: Alexander Brunner, Postulate des Konsumrechts, in: A.K. Schnyder/St. Webet

(Hrsg.), Totakevision WG, Zürich 2006, 131 ff., 136, sowie Anhang: OR-Revision, a.a.O.,
S.193.
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„Art. 20a OR: Allgemeine Vertragsbedinguagen

Abs. l: Bestimmungen in vorfomiuüerten Allgemeinen Vettragsbedingungen sind

missbräuchlich und un-wirksam, weaa sie den Vertcagspartner des Verwen-

ders uaangemessea benachteiligen.

Abs. 2: Eine unangemessene Benachteüigung ist namentlich dann anzunehmen,

wenn eine Bestimmung mit wesentlichen Grundsätzen der gesetzüchen Rege-

lung, von der zu Lasten des Verttagspai-taers abgewichen wird, nicht zu ver-

einbaren ist."

Mit diesem Vorschlag wahrt die Expertenkommission echte Schweizer Traditi-

on einer einfachen und klaren Rechtsnorm ohne afcdbische DetaiUierung. Als

Genetälkkusel lässt sie auch Raum für die Entwicklungen der Rechtsprechuag

in Anwendung der Unklarheits- und Ungewöhnlichkeits-Regel.

b) Schutz der Erw^rber von Teüzeitnutzungsrechten (RL 94/47)

Auch der Empfehlung44 der Eidgenössischen Kommission für Konsumenten-

fragen vom 12. Juni 1997 betreffend Time-Shariag wurde bisher nicht gefolgt

und frühere Vorstösse im Parlament sind gescheitert. Damit wäre das Schwei-

zer Vertragsrecht an die Richtlinie vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der

Erwerber im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb
von Teüzeitnuteungsrechten an Immobüien angegüchen worden. Das Europäi-

sehe Verü-agsrecht fmdet hier keinen Eingang ins Schweizer Recht.

Dieses Abseitsstehea ist vorliegend in einem gewissen Grad verständlich. Mit
Ausnahme der Romaadie sind nahezu keine Gerichtsentscheide bekannt, die

eine vituleate Problemlage anzeigen würden.

c) Femabsatzverträge (RL 97/7)

Dieses Abseitsstehen ist bei den Fernab satzvertcägen hingegen nicht ganz
nachvollziehbar. Im Zeitalter des Internets und des elektronischen Handels im

Massengeschäft mit Konsumenten (B2C, „business to consumef') entstehen

neue Problemlagen, die eine Rahmengesetzgebung für beide Seiten legitimieren.
Die transnadonalea Beziehungen zwischen Unternehmen und Privathaushalten

im Binnenmarkt Europa öffnen hier ein weites Feld. Zwei Jahre nach dem

44 Abrufbar unter: www.koasum.admia.ch.

45 Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 1994

zum Schutz der Erwerber im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Er-

werb von Teilzeitauteungsrechtea an Immobilien, ABI. L 280 vom 29.10.1994, S. 83.
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Erlass der Richtlinie vom 20. M.oi 1997 über den Verbraucherschutz bei Ver-

tragsabschlüssen im Femabsatz hat daher die Eidg. Kommission für Konsu-
mentenfragen am 7. Dezember 1999 eine Umsetzungsempfehlung abgegeben.

Der Bundesrat hat diese Empfehlung zwar umgehend aufgenommen, den

Vorentwurf für ein Bundesgesetz über den elektronischen Handel in der Folge

jedoch 2005 ersatzlos gestrichen. Zur Begründung wurde angeführt, die Prob-
lemlagen des elektronischen Handels und des Femabsatzes könnten - im Sinne

einet „soft-law Konzeption" - durch eine private Ombudsstelle mit Qualitäts-

kontfoüe der Anbieter ausreichend gelöst werden. Eine wissenschaftliche Af-

beit an eiaem Seminar der Universität St. Gallen hat indessen gezeigt, dass 2006

erst zwei Anbieter eine Zulassung erhalten hatten und die OmbudssteUe eine
Kontroüe kaum gewährleisten kann.

Nach der Ablehnung des Entwurfs zu einem Bundesgesetz über den elektroni-

sehen Handel wurde in der Folge eine parlamentarische Initiative48 im Ständerat

eingereicht. Damit wurde eine Ergänzung der Art. 40a ff. OR angestrebt, womit

voryertragliche Informationsp fliehten sowie ein Widerrufsrecht im Sinne der

Richtlinie über den Femabsatz hätten eingefügt werden soüten. Am 14. Sep-

tember 2007 hat jedoch die Rechtskommission des Nationaltates diese Iniüati-

ve abgelehnt. Die Rechte der Schweizer Konsumenten im Fernab satz-Geschäft

werden daher bis auf weiteres nicht durch kohärentes Europäisches Vertrags-

recht gewahrt.

d) Konsumentenkauf^ertrag und Konsumgütergarantien

(RL 1999/44)

Eine ähnliche Entwicklung ist beim Konsumentenkauf festzustellen. Die Richt-

linie über den Verbrauchsgüterkauf und die Garantien für Verbrauchsgüter

hätten als Teü des Bundesgesetzes über den elektronischen Geschäftsverkehr in

46 Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 zu
bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien fiir Verbrauchsgüter,

ABI. L 171 vom 7.7.1999, S. 12.

47 Empfehlung der Eidg. Kommission für Konsumentenftagen vom 7. Dezember 1999 über

Vettragsabschlüsse im Fernabsate - mit Anhang: Vergleich zwischen dem Schweizer Recht

und Europäischen Richtlinie 97/7/EG (nur franz.), sowie: Empfehlung der Eidg. Kommis-

sion für Koasumenten&agen vom 7. Dezember 1999 über den elektronischen Handel.

48 Parlamentarische Initiative (Pl) Sommamga 2006 (Ergänzung OR 40a ff. Fernabsatz). RK-

NR 14.09,2007: Ablehnung.
49 Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Mai 1999 zu

bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter

(ABI. L 171 vom 7.7.1999, S. 12).
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das Schweizer Vertragsrecht überführt werden soüen. Namhafte Stimmen der

Wissenschaft erachten eine solche Übernahme als indiziert. So wären die

umstrittenen Fragen eines Nachbessemngsrechts beim Kauf oder die Rügefris-

ten bei Mängeln der Kaufsache an das Europäische Vertragsrecht angeglichen
worden. Das Europäische Kaufrecht kann denn auch als Ergänzung zum

Wiener Kaufrecht verstanden werden; ersteres gut nur im Konsumrecht, letzte-

res nur im Handelsrecht. Eigenattig erscheint, dass dei: Gesetzgeber transnado-

nales Handelsrecht (Handelskauf) fätifiziert. Analoges beim Konsumrecht (Konsu-

mentenkauf) hingegen nicht tun wül.

VI. Würdigung des Europäischen Vertragsrechts aus

Schweizer Sicht

l. Kohäfenz-Aufgaben der Schweizer Gesetzgebung

Wir kommen zur Würdigung der Schweizer Rechtsentwicklung im Verhältnis

zum Europäischen Vertragsrecht. Im Vordergrund steht dabei die Gesetzge-

bung. Der Rechtsvergleich im Rahmen des EU-Grünbuches 2006 zum Refe-

renzrahmea für den gemeinschaftlichen Besitzstand (Acquis) im Recht der

Konsumentenverträge hat gezeigt, dass der Schweizer Gesetzgeber in einer

gewissen Abwehfhaltung verharrt. Die politische Wertung dieses Umstandes

kann hier offen bleiben.

Mit Bezug auf die Analyse der Problemlagen jedoch kann festgestellt werden,

dass die grosse Zurückhaltung des Gesetzgebers bei der Übernahme des Euro-

päischen Verttagsrechts für Schweizer Privathaushalte und Unternehmen eher

von Nachteil ist. Die Vertragsschlüsse über die Grenze und im Europäischen

Binnenmarkt werden zwar sicher nicht verhindert, jedoch mit zusätzlichen

Tmnsaküonskosten für beide Marktseiten belegt. So ist nicht einzusehen, was

an voryertcaglichea InformationspfUchten im Fernabsatz falsch sein soll, wes-

halb missbräuchliche Klauseki in Verbraucheryerträgen in Europa, nicht jedoch
in der Schweiz, einfacher geahndet werden soUen und warum Schweizer Kon-

50 Vgl. Z.B.: Ernst A. Krämer., Die konsumentenrechtlichea Defizite des schweizerischen

Kaufrechts vor dem Hintergmad europäischer Rechtseatwicldung, JKR 1998, S. 205 ff.

51 Thomas Zerres, Die Bedeutung der Vetbrauchsgüterkaufrichtlinie für die Europäisiemng

des Verteagsrechts, München 2006.
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sumenten im Kaufrecht wie fachkundige Kaufleute behandelt werden sollen.

Der wissenschaftliche Diskurs hierüber wird sicher andauern.

2. Kohärenz-Aufgaben der Schweizer Rechtsprechung

Was die Kohärenz-Aufgaben der Rßchtsprechung betrifft, soUte der BUck der

Schweizer Richterinnen und Richter vermehrt auch über die Grenze schweifen.

So kann es indiziert sein, sich im Rahmen der Auslegung von Gesetz und

Vertrag hüfsweise von den UNIDROIT-Prinzipien oder den LANDO-Prin-

zipien iaspiriereii zu lassen. Fruchtbare Impulse wären hier für die AGB-

Auslegung zu erwarten. Interessant wird die erste Ausgabe des Gemeinsamen

Referenzmhmens sein, womit eine 'wissenschaftliche Durchddngung des ge-

meinschaftlichen Besitzstandes des Europäischen Veftragsrechts verbunden

sein wird.

Der Gemeinsame Referenzrahmen im Europäischen Vertmgsrecht wird für die
Schweizer Rechtsprechung relevant sein. Soweit das Richtlinienrecht übemom-

men wurde, hat das Bundesgericht im HinbUck auf die Qualifikation von Kon-

sumentenverträgen bereits einmal das Europäische Vertragsrecht herangezo-

gen. Es gehört insofern - neu - zu den Auslegungskriterien.52

3. Europäisches und schweizerisches Vertragsrecht in

der Lehre

Und die Lehre? Wie „figura" zeigt, steht sie nicht abseits. Für unsere Nach-

wuchs-Juristen ist die Auseinandersetzung mit dem Europäischen Vertragsrecht

unverzichtbar. Das Gleiche gilt für die Aufgabe der Lehre, Gesetzgebung und
Rechtsprechung offen, unvoremgenommen und kritisch zu begleiten. Das ist

eine faszinierende Aufgabe. JVEachen wir uns an die Arbeit!

52 Vgl. BGE 129 III 335, E..6.
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Anhang: Rechtsvergleich EU-CH der acht EU-Richtlinien

gemäss Gmnbuch 2006

Gfünbuch: Die Uberpriifung des gemeinschaftlichen Besitzstandes im Verbraucherschutz,

KOM(2006)744
Anhang II: Überprüfte Verbraucherschutzrichtlinien

Rechtsvergleich EU - CH

EU
tRichdinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985
betreffend den Verbrauchers chutz im Falle von außerhalb von

Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen (ABI. L 372 vom

31.12.1985,8.31).

"Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über
Pauschalreisea (ABI. L 158 vom 23.6.1990, S. 59).

RichtUrüe 93/13/EWG des Rates vom 5. Aprü 1993 über
missbräuchüche Klauseln in Verbtaucherv-erträgea (ABI. L 95

vom 21.4.1993, S. 29).

Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der Erwerbet im

Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den

Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten an Immobilien (ABI. L 280

vom 29.10.1994, S. 83).

Richtünie 97/7/EG des Eutopäischen Parlaments und des Rates
vom 20. Mai 1997 über den Verbrauchers chutz bei Vertragsab-

Schlüssen im Fernabsatz (ABI. L 144 vom 4.6.1997, S. 19).

Richtlinie 98/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16. Februar 1998 über den Schutz der Verbraucher bei der

Angabe der Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse (ABI. L

80 vom 18.3.1998, S. 27).

Richdinie 1999/44/EG des Europäischen Pariaments und des
Rates vom 25. Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des

Verbrauchsgüterkaufs und der Garanüen für Verbrauchsgüter

_ (Abi. L 171 vom 7.7.1999, S. 12).

Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 19. Mai 1998 über Unterlassungsklagen zum Schutz

_derVei;braucherinteressea (ABI. L 166 vom 11.6.1998, S. 51).

CH
Teilweise umgesetzt: OR 40aff.

Widerrufstecht bei Haustucgeschäften und ähnlichen Verträgen,

SR 220
Teilweise umgesetzt: PRG

PauschaLreisegesetz, SR 944.3

Nicht umgesetzt: AGB

Experteokommission Totalrevision WG 2006;

Anhang: Ergänzung mit OR 20a.

Empfehlung der Eidgenössischen Kommission für Konsumenten-

fragen (EKK) vom 3. Juni 2003 betreffend Allgemeine Geschäfts-
bediagungea

Empfehlung der Eidgenössischen Kommission für Konsumenten-

fragen vom 10. Juni 1997 betceffend die allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen.

Nicht umgesetzt: Time-Share

Empfehlung der Eidgenössischen Kommission für Konsumenten-

fragen vom 12. Juni 1997 betreffend Time-Sharing

Nicht umgesetzt: Femabsat^

Pl Sommaruga 2006 (Ergänzung OR 40a ff. Femabsatz)
Rechtskommission-NR 14.09.2007: Ablehnung

Empfehlung der Eidg. Kommission für Konsumenten&agen vom

7. Dezember 1999 über Verttagsabschlüsse im Femabsatz - mit

Anhang; Vergleich zwischen dem Schweizer Recht und Europäi-

sehen Richtlinie 97/7/EG (nur franz.)
Umgesetzt/' autonome Regelung: PBV (VWG 16 ff.)

Empfehlung der Eidgenössischea Kommission für Koasumenten-

fragen betreffend die Angabe von Preisen vom 2. Oktober 2001

(nur französische Version)

Nicht umgesetzt: Konsumentenkauf

Vorläufige Ablehnung des BG über den elektconischen Geschäfts-

verkehr

Nicht umgesetzt und auch problematisch, da CH nicht in EU

Kein Verüragsrecht, sondern traasnadonales Verfahren srecht
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